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Jura Juristische Ausbildung (zitiert nach Jahrgang)
JuS Juristische Schulung (zitiert nach Jahrgang)
JZ Juristenzeitung (zitiert nach Jahrgang)
KG Kammergericht
KorrBekämpfG Gesetz zur Bekämpfung der Korruption, BGBl. I 1997, S. 2038
krit. kritisch
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KWG Kreditwesengesetz
LBG LSA Landesbeamtengesetz des Landes Sachsen-Anhalt
LBG M-V Landesbeamtengesetz Mecklenburg-Vorpommern
LBG NRW Landesbeamtengesetz Nordrhein-Westfalen
LG Landgericht
LK Leipziger Kommentar
LkrO Landkreisordnung
LKV Landes- und Kommunalverwaltung (zitiert nach Jahrgang)
LPK Lehr- und Praxiskommentar
LuftSiG Luftsicherheitsgesetz
MaRisk VA Mindestanforderungen an das Risikomanagement Verwaltungsanwei-

sung
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht (zitiert nach Jahrgang)
MedR Medizinrecht (zitiert nach Jahrgang)
MIP Mitteilungen des Instituts für Deutsches und Internationales Parteien-

recht und Parteienforschung (zitiert nach Jahrgang)
MK Münchener Kommentar
MPG Medizinproduktegesetz
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
m. zust. Bespr. mit zustimmender Besprechung
NArchKrimR Neues Archiv für Kriminalrecht
NBG Niedersächsisches Beamtengesetz
NJW Neue Juristische Wochenschrift (zitiert nach Jahrgang)
NK Nomos Kommentar
Nr. Nummer
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei
NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht (zitiert nach Jahrgang)
NStZ-RR Neue Zeitschrift für Strafrecht – Rechtsprechungs-Report (zitiert nach

Jahrgang)
NS-Zeit Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft
NUR Natur und Recht (zitiert nach Jahrgang)
n.u. Z. nach unserer Zeitrechnung
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (zitiert nach Jahrgang)
NWVBl. Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter (zitiert nach Jahrgang)
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
OLG Oberlandesgericht
PartG Parteiengesetz
PharmR Pharma Recht (zitiert nach Jahrgang)
RGSt Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen amtliche Samm-

lung, herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofs und der
Reichsanwaltschaft

RGZ Reichsgericht in Zivilsachen
Rn. Randnummer
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RStGB Reichsstrafgesetzbuch für das Deutsche Reich

S. Seite

s. siehe

SächsBG Sächsisches Beamtengesetz

SBG Saarländisches Beamtengesetz

SJZ Süddeutsche Juristenzeitschrift (zitiert nach Jahrgang)

SK Systematischer Kommentar

sog. sogenannte

SSW Satzger/Schmitt/Widmaier

StGB Strafgesetzbuch

str. strittig

StraFo Strafverteidiger Forum (zitiert nach Jahrgang)

StV Strafverteidiger (zitiert nach Jahrgang)

StVZO Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung

TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm

TA Luft Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft

ThürBG Thüringer Beamtengesetz

TÜV Technischer Überwachungsverein

u. a. unter anderen

UG BW Universitätsgesetz Baden-Württemberg

UG NRW Universitätsgesetz Nordrhein-Westfalen

UKG Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkriminalität, BGBl. I 1980, S. 373

UPR Umwelt- und Planungsrecht (zitiert nach Jahrgang)

Urt. v. Urteil vom

UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb, BGBl. I 1986, S. 1169

v. von/vom

Var. Variante

VersG Versammlungsgesetz

VersR Versicherungsrecht (zitiert nach Jahrgang)

VerwArch Verwaltungsarchiv (zitiert nach Band und Jahrgang)

VGH Hessischer Verwaltungsgerichtshof

vgl. vergleiche

Vorbem. Vorbemerkung

v.u. Z. vor unserer Zeitrechnung

VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer

VV VAnBGV Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Ministerpräsidenten und der
Ministerien über das Verbot der Annahme von Belohnungen, Ge-
schenken und sonstigen Vorteilen durch Beschäftigte des Landes
Brandenburg

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz

WaffG Waffengesetz

WissR Wissenschaftsrecht (zitiert nach Band und Jahrgang)
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wistra Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht (zitiert nach Jahr-
gang)

WM Weltmeisterschaft
WM Wertpapier-Mitteilungen (zitiert nach Jahrgang)
z. B. zum Beispiel
ZBR Zeitschrift für Beamtenrecht (zitiert nach Jahrgang)
ZfW Zeitschrift für Wasserrecht (zitiert nach Jahrgang)
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung (zitiert nach Jahrgang)
Ziff. Ziffer
ZIS Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik (zitiert nach Jahr-

gang)
ZJS Zeitschrift für das Juristische Studium, online-Zeitschrift, abrufbar

unter www.zjs-online.com (zitiert nach Jahrgang)
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (zitiert nach Jahrgang)
ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft (zitiert nach Band

und Jahrgang)
zust. zustimmend
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Einleitung

Seit wenigstens zwei Jahrtausenden versuchen Regierungssysteme das kor-
rupte Verhalten ihrer Beamten zu verhindern, allerdings mit bislang nur mäßi-
gem Erfolg. Heute normieren die Bestechungsdelikte in den §§ 331 ff. StGB den
hoch sensiblen Bereich der Korruption im Staatsdienst. Der Komplex betrifft
hierbei zwar in erster Linie den Adressatenkreis der Strafnormen, gleichwohl
greift er umfassender in das gesellschaftliche Miteinander ein, als dies auf den
ersten Blick angenommen werden könnte.

Der Anwendungsbereich der Bestechungsdelikte wurde in der Geschichte des
StGB mehrmals geändert und ausgeweitet. Vor dem Inkrafttreten des letzten Än-
derungsgesetzes im Jahre 19971 gestaltete sich die Rechtslage für die Ermitt-
lungsbehörden und Gerichte äußerst kompliziert. Ein strafbares Verhalten des
Amtsträgers konnte nur schwer nachgewiesen werden, da hierfür eine konkrete
Unrechtsvereinbarung zwischen dem Amtsträger und dem Vorteilsgeber zu bele-
gen war, was oftmals nicht gelang. Dieses Nachweises bedarf es nach der Ände-
rung der §§ 331 ff. StGB nicht mehr. Ein loser dienstlicher Bezug zum Vorteil ist
nun für die Begründung der Strafbarkeit des Amtsträgers und auch des Vorteils-
gebers ausreichend. Als Folge dieser Erweiterung des Anwendungsbereichs zeigt
sich allerdings eine „uferlose Weite“ der Bestechungsdelikte und dies vor allem
bei der Vorteilsannahme nach § 331 StGB und spiegelbildlich bei der Vorteils-
gewährung gemäß § 333 StGB. Der Amtsträger läuft nach derzeitiger Rechtslage
bereits Gefahr, sich mit der Annahme eines Kaffees oder durch die Teilnahme an
einer für ihn kostenlosen Veranstaltung strafbar zu machen. Eine eindeutige,
Rechtssicherheit vermittelnde Ausgestaltung des Straftatbestandes zeigt sich au-
genscheinlich nur noch schemenhaft. Die Strafbarkeit hängt dabei weitestgehend
von der Gunst oder Ungunst des Richters oder der Staatsanwaltschaft ab, die,
mangels eines speziellen, verbindlichen Maßstabes, ihre eigenen Moralvorstel-
lungen zugrunde legen müssen. Dies hat in der Literatur zu einer anhaltenden
Auseinandersetzung mit dieser Thematik geführt. Es wurden diverse Bemühun-
gen unternommen, um dem Gesetzgeber neue Regelungsmöglichkeiten aufzuzei-
gen. Hierüber wird ausnahmslos versucht, den Anwendungsbereich der Vorteils-
annahme auf ein erträgliches Maß zurückzuführen. Dem Amtsträger und auch
dem Vorteilsgeber sollen wieder eine höhere Rechtssicherheit vermittelt werden.
Diese Notwendigkeit wurde auch in der höchstrichterlichen Rechtsprechung er-

1 Korruptionsbekämpfungsgesetz vom 13.08.1997, BGBl. I, S. 2038, in Kraft getre-
ten am 20.08.1997.



kannt. Sie entwickelte in diesem Zusammenhang spezifische Fallgruppen zur
Eingrenzung des Anwendungsbereichs der Vorteilsannahme. Trotzdem hält der
Gesetzgeber an seiner Regelung fest.

Diese Arbeit hat das Ziel, die Strafvorschrift des § 331 StGB näher zu unter-
suchen und dem Vorwurf der „uferlosen Weite“ nachzugehen. Gesucht wird dabei
nach einer beständigen und am Schutzgut orientierten Einschränkungsmöglich-
keit der Vorteilsannahme.

Die Untersuchung gliedert sich in vier Teile. Der erste Teil umfasst den The-
menbereich der Korruptionserscheinungen und ihre strafrechtliche Erfassung. In
diesem Zusammenhang werden die allgemeinen geschichtlichen und sozialen
Hintergründe von Korruption und von korruptem Verhalten aufgezeigt; hierauf
folgt eine knappe Darstellung der einschlägigen Strafvorschriften. Der erste Teil
schließt mit einer eingehenden Besprechung der im Zentrum dieser Arbeit ste-
henden Strafvorschrift des § 331 StGB und dem ihr zugrunde liegenden Schutz-
gut ab. Sodann werden die in der Rechtsprechung entwickelten Fallgruppen und
die Lösungsansätze zur Einschränkung in der Literatur näher beleuchtet. Alle
aufzuzeigenden Begrenzungsansätze sind dabei insbesondere anhand ihrer Rege-
lungsanordnung und auf ihre Praxistauglichkeit zu begutachten. Der Schlussteil
behandelt in ausführlicher Form die Frage, ob eine spezielle verwaltungsakzesso-
rische Ausgestaltung der Vorteilsannahme möglich ist.
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Erster Teil

Korruptionserscheinungen
und ihre gesetzliche Erfassung

A. Phänomen der Korruption

I. Geschichte der Korruption

Die Geschichte der Korruption geht weit zurück und kann durch mannigfaltige
historische Beispiele belegt werden. An dieser Stelle folgen jedoch nur wenige
ausgewählte Ereignisse, die lediglich der Anschaulichkeit dienen, da sie für den
Verlauf der Arbeit keine weitergehende Relevanz haben.

Die ersten Korruptionserscheinungen entwickelten sich vermutlich zeitgleich
mit der Bildung von gesellschaftlichen Organisationsformen und Machtstruktu-
ren.1 Im Zweiten Buch der Torah kodifizierten jüdische Gelehrte einige tausend
Jahre später das folgende Verhaltensgebot, das darauf schließen lässt, dass die
damalige Gesellschaft bereits erhebliche Probleme mit einer das Rechtssystem
zersetzenden Bestechlichkeit hatte. So heißt es bei Mose 23,8: „Du sollst dich
nicht durch Geschenke bestechen lassen; denn Geschenke machen die Sehenden
blind und verdrehen die Sache derer, die im Recht sind.“

Unter der Zhou-Dynastie in China entstand im 11. Jahrhundert v.u. Z. der erste
Zensorrat. Seine Aufgabe lag darin, die Staatsdiener zu überwachen und Korrup-
tionsmissstände aufzudecken, primär um einen Ansehensverlust des Herrschers
vorzubeugen.2 Zur Zeit der griechisch-römischen Antike3 stand Korruption noch
immer für den Verfall von Sitte und Moral. Die römischen Kaiser traten der zu-
nehmenden Bestechung im Reich mit dem Erlass von Gesetzen entgegen, womit
sie die Käuflichkeit von Richtern und höheren Beamten zu verhindern suchten.4

1 Claussen/Ostendorf, S. 3.
2 v. Alemann, Der Überblick 2006, 22.
3 A. 800 v.u.Z. bis ca. 600 n.u. Z.
4 Claussen/Ostendorf, S. 3; Fleck/Kuzmics-Schuller, S. 72; der erste bekannte Beste-

chungsprozess ereignete sich in Athen im Jahre 463 v.u.Z. Der Angeklagte war Kimon,
ein Stratege, der die athenischen Kriegstruppen leitete. Ihm wurde vorgeworfen, er habe
sich vom makedonischen König Alexander bestechen lassen, damit er keinen Angriffs-
krieg auf das Königreich Makedonien führte. Ob er verurteilt wurde, kann heute nicht
mehr festgestellt werden. Im Prozess wurde jedoch über eine mögliche Todesstrafe ent-
schieden. Damals wurden drei Kategorien von Straftaten unterschieden: die Veruntreu-
ung (klope), die Bestechungsannahme (dora) und das unrechtmäßige Verfügen über
staatliche Gelder (adikion), Ath. Pol. 54,2, vgl. hierzu Kulesza, Xenia Heft 37, S. 13 f.




